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rungen werden aus unserer Sicht weder reine Flächen-
angaben gerecht, die neben den dem Sondereigentum 
zugeordneten Flächen auch bebaute Flächen umfassen, 
noch eine optische Kennzeichnung des Bereichs durch 
farbliche Markierung / Schraffi  erung. Bei Einhaltung 
dieser Anforderungen ist aber nach unserer Auff assung 
auch die Belastung einer Wohnungs- oder Teileigen-
tumseinheit mit einem Wegerecht zugunsten einer an-
deren Wohnungs- oder Teileigentumseinheit möglich, 
deren Ausübungsbereich sich auf eine im Sondereigen-
tum stehende Freifl äche beschränkt.

BGB § 2346
Wirksamkeit eines Pfl ichtteilsverzichts gegen-
über dem erstversterbenden Elternteil; Schei-
dung der Eltern; stillschweigende Vereinba-
rung einer aufl ösenden Bedingung 

I. Sachverhalt
Zwei Kinder haben gegenüber ihren Eltern formwirk-
sam auf ihren Pfl ichtteil verzichtet. Darin heißt es:

„ … verzichtet hiermit unwiderrufl ich und vorbehaltslos 
gegenüber ihren Eltern auf den Tod des ersten Ehegatten 
auf ihr gesetzliches Pfl ichtteilsrecht. (…)

Durch diesen Verzicht, der auf den Pfl ichtteil beschränkt 
ist, bleibt zwar die gesetzliche Erbfolge bestehen, es steht 
den Eheleuten… aber frei, eine beliebige Verfügung von 
Todes wegen zu errichten, ohne dass für die Verzichtende 
oder deren Abkömmlinge daraus Pfl ichtteilsansprüche er-
wachsen können.“

Die Wirksamkeit der Pfl ichtteilsverzichte wird nach 
dem Wortlaut der Urkunden an keinerlei Bedingun-
gen geknüpft, also nicht daran, dass der Verzichtende 
letztlich Schlusserbe wird oder sein Erbteil nicht durch 
Pfl ichtteilsansprüche Dritte gemindert wird. 

Die Ehe der Eltern ist nun rechtskräftig geschieden wor-
den, das Ehegattenerbrecht entfällt. Einer der Eheleute 
will neu testieren. 

II. Fragen
1. Gilt der Pfl ichtteilsverzicht der Kinder gegenüber 
ihren Eltern nach Scheidung der Ehe fort, wenn die Er-
klärung keine entsprechende ausdrückliche aufl ösende 
Bedingung enthält? 

2. Kann sich eine aufl ösende Bedingung durch Ausle-
gung der in der Urkunde verwendeten Formulierungen 
oder aus dem Gesamtzusammenhang ergeben? 

III. Zur Rechtslage
1. Zulässige Bedingtheit von Pfl ichtteilsverzichts-
verträgen
Ein Pfl ichtteilsverzichtsvertrag (vgl. §  2346 Abs.  2 
BGB) kann nach allgemeiner Auff assung zulässigerwei-
se unter einer aufschiebenden oder aufl ösenden Be-
dingung vereinbart werden. Dies führt im Falle der 
aufschiebenden Bedingung oder Befristung dazu, dass 
die von der Bedingung abhängig gemachte Wirkung 
erst ab Eintritt der Bedingung oder Befristung eintritt, 
bzw. im Falle der aufl ösenden Bedingung oder Befris-
tung dazu, dass die abhängig gemachte Wirkung mit 
deren Eintritt endet. 

Ein Pfl ichtteilsverzichtsvertrag kann demgemäß auch 
zulässigerweise unter der aufschiebenden bzw. aufl ö-
senden Bedingung vereinbart werden, dass er nur zu-
gunsten eines Dritten (bspw. des Ehegatten oder der 
anderen Abkömmlinge) abgegeben wird (vgl. J. Mayer, 
ZEV  2000, 263, 266). Klassisches Beispiel für einen 
solchen bedingten Pfl ichtteilsverzicht stellt der auch 
hier vorliegende „Pfl ichtteilsverzicht gegenüber dem 
Erstversterbenden“ dar. Dort wird häufi g bestimmt, 
dass der Pfl ichtteilsverzicht entfällt, wenn der über-
lebende Elternteil nicht Alleinerbe nach dem erstver-
sterbenden Elternteil wird (vgl. G. Müller, in: Schlitt/
Müller, Handbuch Pfl ichtteilsrecht, 2.  Aufl . 2017, 
§ 10 Rn. 77). 

Eine Alternative zur Absicherung der Abkömmlin-
ge durch „relativen Pfl ichtteilsverzicht“ besteht da-
rin, dass die Wirksamkeit des Verzichts daran ge-
knüpft wird, dass der Verzichtende tatsächlich auch 
Schlusserbe nach dem Tod beider Elternteile wird (vgl.
J. Mayer, ZEV  2000, 263, 265: „Dieser Pfl ichtteils-
verzicht ist nur wirksam, wenn der Verzichtende nach 
dem Tod beider Elternteile auch ihr alleiniger Erbe 
wird.“). Eine andere Lösung der Verknüpfung besteht 
darin, dass der Erbvertrag der Ehegatten mit einem 
Pfl ichtteilsverzicht der Kinder dahingehend kombi-
niert wird, dass im Falle der Aufl ösung der Ehe der 
Ehegatten vor dem Tod des zuerst Versterbenden alle 
in der Urkunde getroff enen Verfügungen von To-
des wegen sowie alle sonstigen Rechtsgeschäfte in 
der Urkunde unwirksam werden (so BeckOF-Ver-
trag/Egerland, Std.:  1.9.2021, Formular  5.1.5 Erb-
vertrag von Ehegatten und Kindern mit integriertem 
Pfl ichtteilsverzicht). 

2. Wirksamkeitsbeschränkungen im vorliegenden 
Fall
Im vorliegenden Fall enthält die Urkunde keine entspre-
chenden Einschränkungen der Wirksamkeit des Pfl icht-
teilsverzichts. 
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Auch die beiden gesetzlichen Auslegungsregeln des 
§  2350 Abs.  1 und 2  BGB zum sog. relativen Erb-
verzicht (Erbverzicht zugunsten eines anderen, Abs.  1 
sowie Verzicht eines Abkömmlings auf sein gesetzli-
ches Erbrecht, Abs. 2) gelten nach allg. Ansicht nicht 
für den reinen Pfl ichtteilsverzichtsvertrag (vgl. nur 
BeckOK-BGB/Litzenburger, Std.:  1.8.2021, §  2350 
Rn. 2). Dies wird damit begründet, dass der reine Pfl icht-
teilsverzicht (anders als der Erbverzicht nach §  2310 
S.  2  BGB) keinen Einfl uss auf die Erb- und Pfl icht-
teilsrechte anderer zeitige und deshalb nicht i.  S.  d. 
§  2350 Abs.  1  BGB zugunsten eines anderen abgege-
ben werden könne (Staudinger/Schotten, BGB, 2016, 
§ 2350 Rn. 5). 

Allerdings ist des Weiteren anerkannt, dass beim rei-
nen Pfl ichtteilsverzicht durch ausdrückliche Vereinba-
rung einer Bedingung der Verzicht dahingehend einge-
schränkt werden kann, dass nur bestimmte Erben von 
der Pfl ichtteilslast befreit sein sollen (vgl. BeckOGK-
BGB/Everts, Std.: 1.9.2021, § 2350 Rn. 3). 

3. Auslegung der vorliegenden Formulierung
Auch wenn damit feststeht, dass bei einem reinen 
Pfl ichtteilsverzichtsvertrag die „Relativität“ nicht kraft 
Gesetzes gilt und es insoweit an einer ausdrücklichen 
Regelung der Urkunde fehlt, so lässt sich nicht aus-
schließen, dass gleichwohl eine entsprechende Bedingt-
heit des Pfl ichtteilsverzichts gewünscht war. Eine solche 
Bedingtheit ließe sich u. E. auch im Wege einer Aus-
legung der in der Urkunde verwendeten Formulierun-
gen bzw. aus dem Gesamtzusammenhang herleiten. 
Zu denken wäre hieran beispielsweise dann, wenn der 
Pfl ichtteilsverzicht mit einer erbvertraglichen Regelung 
im Sinne der Einheitslösung verbunden war bzw. in 
engem zeitlichen Zusammenhang mit dem Pfl ichtteils-
verzichtsvertrag ein gemeinschaftliches Testament zu-
stande gekommen ist, auf das möglicherweise in dem 
Pfl ichtteilsverzichtsvertrag Bezug genommen worden 
ist. 

Auch in der Rechtsprechung ist anerkannt, dass eine 
Bedingung oder Befristung des Pfl ichtteilsverzichts 
nicht ausdrücklich formuliert werden muss, sondern 
auch stillschweigend vereinbart worden sein kann, 
was sich bspw. aus einer Gesamtwürdigung der in 
den notariellen Verträgen von den Parteien abgegebe-
nen Erklärungen herleiten lassen kann. So hat bspw. 
das OLG  München (MittBayNot  2015, 240) dem im 
Grundstücksüberlassungsvertrag enthaltenen Pfl icht-
teilsverzicht der weichenden Geschwister eine aufl ösen-
de Bedingung für den Fall der im Überlassungsvertrag 
vorbehaltenen Rückforderung des Grundbesitzes ent-
nommen. Das OLG München (MittBayNot 2015, 240) 

ging folglich davon aus, dass zwischen den Beteiligten 
eine aufl ösende Bedingung des Pfl ichtteilsverzichts kon-
kludent vereinbart war für den Fall der Rückübertra-
gung aufgrund des in der Urkunde vorbehaltenen Rück-
forderungsrechts. 

Auch in der vorliegenden Konstellation ist es daher 
aus unserer Sicht auf Basis der bisherigen Rspr. nicht 
ausgeschlossen, die Vereinbarungen zwischen den 
Beteiligten dahingehend auszulegen, dass sie nur für 
den Fall des wirksamen Fortbestands der Ehe Be-
stand haben sollten. Dies gilt auch im Hinblick dar-
auf, dass auf das gesetzliche Pfl ichtteilsrecht auf den 
Tod des ersten Ehegatten (nicht: Elternteils) verzichtet 
worden ist. 

Im Hinblick darauf, dass die Ehegatten vorliegend zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch keine Verfügung 
von Todes wegen errichtet hatten und im Pfl ichtteils-
verzichtsvertrag betont worden ist, dass es den Ehe-
leuten aufgrund des Verzichts frei stehe, eine beliebige 
Verfügung von Todes wegen zu errichten, tendieren 
wir jedoch zur Annahme, dass der Pfl ichtteilsverzicht 
nicht unter bestimmten Bedingungen, insbesondere 
nicht der Bedingung des Fortbestands der Ehe, verein-
bart werden sollte. Diese Annahme wird u. E. auch ge-
stützt durch den Umstand, dass der Pfl ichtteilsverzicht 
explizit „vorbehaltlos“ gegenüber den Eltern erklärt 
worden ist.

Letztlich handelt es sich hierbei aber um eine Ausle-
gungsfrage, die ein zur Entscheidung berufenen Ge-
richt aufgrund tatsächlicher Feststellungen anders 
beurteilen könnte, so dass für die Praxis eine gewisse 
Rechtsunsicherheit verbleibt, solange der Verzicht nicht 
einvernehmlich aufgehoben wird.
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